
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

§ 156 MinroG Versagung einer
Baubewilligung

 MinroG - Mineralrohstoffgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 16.04.2022

1. (1)Die Bewilligung nach § 153 Abs. 2 ist von der Behörde zu versagen, wenn

1. 1.durch die Errichtung des geplanten Baus oder einer anderen geplanten Anlage im Bergbaugebiet die

Gewinnungs- oder Speichertätigkeit in diesem verhindert oder erheblich erschwert wird, es sei denn, der

Bergbauberechtigte nimmt die erhebliche Erschwerung der Gewinnungs- oder Speichertätigkeit auf sich

oder

2. 2.eine wesentliche Veränderung des geplanten Baus oder der geplanten anderen Anlage durch

Bodenverformungen nicht ausgeschlossen werden kann und Bodenverformungen oder deren

Auswirkungen nicht durch geeignete Maßnahmen oder Sicherheitsvorkehrungen (Abs. 2) vermieden werden

können oder

3. 3.durch den geplanten Bau oder die geplante andere Anlage ein möglichst vollständiger Abbau des

Vorkommens nicht mehr möglich ist.

2. (2)Wird die Bewilligung versagt oder unter Anordnung geeigneter Maßnahmen oder Sicherheitsvorkehrungen zur

Vermeidung von Bodenverformungen oder deren Auswirkungen erteilt und ist die geplante Anlage zur gehörigen

Benützung des Grundstückes ohne wesentliche Änderung des bisherigen Verwendungszweckes nach Art und

Umfang notwendig, so hat der Bergbauberechtigte und, wenn die Gewinnungsberechtigung oder die

Speicherbewilligung nicht mehr aufrecht ist, der frühere Bergbauberechtigte den Bewilligungswerber

angemessen zu entschädigen. Der § 149 Abs. 6 gilt sinngemäß.

3. (3)Für wesentliche Veränderungen und Erweiterungen von Anlagen gelten die Abs. 1 und 2 sinngemäß.

4. (4)Die Bewilligung ist dann nicht zu versagen, wenn die bergbauliche Inanspruchnahme der Grundstücke nicht

innerhalb von 15 Jahren zu erwarten ist. Die voraussichtliche bergbauliche Inanspruchnahme hat der

Bergbauberechtigte glaubhaft zu machen.

5. (5)Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann, wenn es die geologisch-lagerstättenkundlichen

Verhältnisse und die Art der Gewinnungs- oder Speichertätigkeit ermöglichen, durch Verodnung für einzelne

Bergbaugebiete festsetzen, daß für die Errichtung bestimmter Arten von Bauten und anderen Anlagen oder in

bestimmten Entfernungen von näher zu bezeichnenden Bergbauanlagen keine Bewilligungen nach § 153 Abs. 2

erforderlich sind. Solche Verordnungen können auch rückwirkend erlassen werden.
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